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Wiener Gemeinderat
Sitzungvom24 .November1933.

BürgermeisterSeitz eröffnet um39 Uhr30 dieSitzung .
Ohne Dabatte werden die Anträge auf Errichtung eines zentralen Gemeinde - ¬
vermittlungsamtes ,auf Abänderung und Ergänzung des Flächenmedmungs -und
BebauungsplanesundaufErteilungvonBaubewilligungengenehmigt .

St . . Dr .Danneberg referiert über denRechnungs¬
abschluss für 1932,über die Aeusserungender Beauftragten und desDirektors
des Kontrollamtes zu diesem Bericht sowie über den Bericht desKontrollam¬
tes . Erhebthervor ,dassdasJahr1932daszweiteJ,hr ist ,dasimZeichen
der Wirtschäftskrise stand ,die natürlich auch ihre Auswirkungenaufdie
Gemeindezeitigenmusste .In diesemJahr sinddie EinnahmenderGemeinde
zurückgegangenundesmusstedaherauchschoneineganznamhafteDrüsse¬
lung der Ausgabenvorgenommenwerden .Währendim Voranschlag anEinnahmen
rund 397MillionenS präliminiert waren,habendie tatsächlichenEonnahmen
nur 372 Millionen S betragen gegenüber .Ausgabenvon 397 MillionenS ,
die veranschlagt waren ,wurdendie tatsächlichen Ausgabenauf 381Millionen
Sherabgesetzt.DerRechnungsabschlussschliesstmiteinemDefizitvon9
MillionenS ab ,dasabernicht vddldaidhtauf eine mangalhafteGebarunga
der Gemeindezurückzuführen ist ,sondern darauf ,dass beinahe 6Monate )relle

dieses Rechnungsäähres,nämlicham16 .Juni des heurigenJhres ,jeneVer¬
ordnung auf Grund des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzeserschie¬
nenist ,durchdie der Gemeindeder Anspruchauf Grundder sogenanntenGe¬
währleistungsklauselrückwirkendfür dasJahr1932genommenwurdejustan
demTag vor der Gerichtsverhandlung beim Verfassungsgerichtshof,inder über
denAnspruchder Gemeindeentschiedenwerdensollte .DervolleAnspruch,
dendieGemeindeaufGrundderGewahrleistungsklauselgeltendgemachthat,
beträgt19 ' 7MillionenunddieserBetragfehltnunin demRechnungsabschlus
NachderMeinungdesMagistrates,derauchdasKontrollamtundderRechnungs-¬
hof beigetreten sind,war der Rechnungsabschlussso abzufassen ,dassmit
diesemBetragzunächstnichtgerechnetwerdenkann,ohwohldieVerordnung
derRegierungvonderGemeindeangefochtenunddieVerhandlungbeimVer-¬
fassungsgerichtshofunterbrochenwurde ,das Endealso nochaussteht .Lässt
mandiesenBetragweg,sokommtmanzudemDefizit .WürdederBetragspäter
voll eingehen ,so würdesich das Defizit in einenUeberschussverwandaln .
WasdieSteuernderGemeindeanlangt,sostimmendietatsächlichenErgebniss
in derEndsummemitdenEingängenfast genauüberein .DerGomeindeistin
derKrisenzeitzugutegokommen ,dassaufdemHäusermarktin Wieneinever-¬
hältnissmässiggünstigeKonjunkturbestand,sodasssowohldieWertzuwachs-¬
abgabeals auchderZuschlagzudenImmobiliargebührendesBundosunddieseImmobiliargebühr/selbstmandenendie Gemeindebeteiligt ist ,einenwosent-¬
lich höheren Betrag als präliminiert gebracht habe . Wasdie Ausgabenbe¬
trifft ,so machendie Wohlfahrtsausgabenunddie SchulausgabendieHälfte
derGemeindeausgabenaus .Investitionensindmit47MillionenimRochnungs-¬
abschlussonthalten,ein Betrag ,der schonwesentlichgeringer iat alsin
denVorjahron,einPetrag ,derleiderimheurigenJahronochgeringersein
wirdundfür dasnächsteJahrunterdengegenwärtigenVerhätlnissennochvielgeringerveranschlagtwerdenkann .Imübrigenist zusagen ,dassdie
VorhältnissesichnichtnurdurchdieWirtschaftskrise,sondernauchdurch

diepolitischenTatsachensosehrveränderthaben,dassausdemRochnungs-¬
abschlussdosJahres1932keinebesonderenSchlüssefürdieGogenwartgezogen712
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werdenkönmn .
GR.Dr .Zörnlaib(chr,soz . ): WennwirdonRechnungsabschlus

für 1932nachprüfen,sindwirunsdossenbewusst ,dassossichhiernurum
oine historische Studie handelt,allerdings umeine Studio ,dielehrroich
ist .FürdiesenRochnungsabschlusshatdasWortvonWilholmBuschGeltung:
Hieunddaundüberhauptkommtosanders ,als manglaubt .DieMohrheit
glaubtebeiErstellungdesVoranschlagesfür1932aufdasSinkendorEin¬
nahmengenügendRücksichtgenommenzu habenunddie präliminiertenAusgabon
machenzukönnen. Eskamanders .Nunorgibtsichein Gobarungsabgangvonüber
9MillionenSgegenübereinomveranschlagtenGobarungsabgangvonnur' 8
MillionenS .DieEinnahmensindgegenüberdemVoranschlag24Millionen
SgesunkenunddieAusgabonmusstenum16MillionenSverringertwwerden.
DerFinanzreferenthatsichaufdieca19MillionenSberufen,diedor

GemeindeaufGrundderGowährleistungsklauselentangensind.Erhatabernich
erwähnt,dassdieMohrheitnachdemVoranschlagfür1932ausdenErtragsantolennicht92Millionenerwartete,wiesieeingegangensind ,sondernnurmit
öinemBetragvon85Millionenrechnete.Wennmandie13Millionenplus,die
sichhierergeben ,vondemEinnahmenrückgangvom24MillioneninAbzug
bringt,bleibtnochimmereinEinnahmenrückgangvonrund11Millionen.Nichtdie19MillionenEntgangaufGrundderGewährleistungsklauselsolltenalso
dieMehrheitenttäuschen,sondernsiemüssteinWirklichkeitenttäuschtsein,überdenerschreckendenRückgangderGemeindeeinnahmen.DievomReferenten
erwähnteSteigerungderWertzuwachsabgabeundderImmobiliargebührenistja
nuroineZu-fallserscheinung.Sichtmandavonab,soergibtsich ,dassdieLan¬des -undGemoindeabgabentrotzderimJhre1932vorgenommenenErhöhungdor
Wohnbausteuerumrund10Millionengesunkensind.DaraussolltedieMohrheit
dieLehrezichen ,dassdasBreitnerscheSteuersystomvonGrundaufverfohltar anist .DieMehrheitwolltenicht/glauben,dassdieöffentlicheVerwaltungder
GomeindonichtbessorlebendarfalsdieBürgerderStadtsolbst.Sicwolltonichtdaranglauben,dass,wonnderEinzelnesichEinschränkungenauferle-¬
gonmuss ,dieGemeindodassolbotunmuss ,sie wolltenichtdaranglauben,der

dassf /mehralsbedenklich,alswirtschaftsrumnöserkannteAufbauderBreitnerSteuerndieSteuerquellenzumVersiegenbringenmuss.DieseBreitner
Steuern ,dieohneRüksichtaufdenErtrageingehobenwerden,sindzumgross
TeilMittelfürWie,ihrerFeindseligkeitgegendasPrivateigentumauflegale
WegAusdruckzugeben.Daist dieFürsorgeabgabe,derenRückgangnahezu
8MillionenSbeträgt .WieunsozialdieseSteuerwirkt,sichtmanambesten
daran,dasssiegeradedensozialgewissenhaftenundanständigdenkendenUn¬
ternehmer ,derin einerZeitderDepressionArbeiterundAngestelltenichta
dieLuftsetzenwill ,besondersharttrafft .DieseAbgabeverhindertdieNeu-¬
einstellungvonArbeitskräften.SiebegünstigtdenAbbau,siezüchtetgerade:
zu die Arbeitslosigkeit . Ebensowiedie Hausgehilfinnenabgabo,dio inihrom
ganzonAufbauunsozialist, . :dieunendlichvielUnhoilangerichtethat
unddaher verschwindenmüsste .Auchalle übrigen Steuern übenschoninfolge
eines unsinnigenAurbaueseine durchausungünstigeWirkung .DieWertuuwachs -¬
steuerist nichtnurimAupbauverfehit ,sie ist ,wasdasSteuerobjektselbst
anlangt ,vomGrundauferlogen. WennmanschoneineLandesimmobiliargebührein¬
hebenwill ,soll manes nichtaufdiesemverlogenenWegtun .Manbegründetdie-¬
se Abgabenurdamit ,dassmanGrundspekulationenverhindernwill .Auchwirsind
keineFreundevonSpekulationen.AberdamüsstemandenAufbauderSteuerän¬
dern,manmüsstedieBesitzesdauerzurGrundlagenehmen.Esist grotesk ,dass
Sis/geradederWertzuwachsakgabe,demvonInnenso verhasstenPrivatbesitz
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und den Aenderungen in den Besitzverhältnissen zu verdanken haben ,dass der
GebarungsabgangimJhr 1932nichtnochgrössergewordenist .

Wir haben uns schon im J,hre 1932 gegen die Erhöhung der
Wohnbausteuer gewendet .Diese Erhöhung brachte Ihnen wohl gegenüber demVor - ¬

anschlag eine Mehreinnahme von 7 Millionen S,aber sie hat ihre üblen

Wirkungen ,sodass die Erhöhungnur eine vorübergehendesein wird .EineUnzahl
von grossen Wohnungenuhd Geschäftslokalen stehen nicht wegendes zuhohen
Mietzinses ,sondernwegenderzuhohenWohnbausteuerleer .Auchhierhaben
Sie durendenganzunric tigen Aufbaueiner Steuer das Steuerabjekter - ¬
schlagen .Soergibtder RechnungsabschlussdesJahres1932 ,dassalleSteuerr
einer gründlichenRevisionunterzogenwerdenmüssen .AuchdieAusgaben
müssneiner gründlichenNeuregelungunterzogenwerden .die einzigrichtige
Lehre aus demRechnungsabschlussist ,dass mandas Budgeteiner Stadt ,
wie Wien,nicht nach parteipolitischen Momentenaufzäumendarf .Es sindzwar
im Vorjahr auch Ersparungengemachtworden ,manhat es aber ängstlich ver¬
mieden ,dort zu sparen ,woes vielleicht sachlich gerechtfertigtergewesen
wäre ,woes aber der Mehrheitaus parteipolitischen Gründenunangenehmwar .
Es genügtder Hinweisauf die verstecktenundoffenenSubventionenundauf
dieWohnhausbauten .

Wirgebengernezu ,dass der Rechnungsabschlussrechnungsmässig
ein richtiges Gebarungsbildgibt .Da wir aber Ihrer gesamtenGebarungnie¬
mals unsere Zustimmunggegen können ,werdenwir auch denRechnungsab¬
schluss für 1932nicht genehmigenundden Bericht des Rechnungshofesund
des Kontrollamtes nicht zur Kenntnis nehmen .ZumSchluss erklärt der
Redner ,er wolle die Mehrheitnocheinmaleindringlich ermahnen ,diebis¬
herigenMethodenin ihrer Abgaben-undAusgabenwirtschaftaufzugeben. Wenn
es so weit kam ,dass die Bundesregierungaus einemNotstandherausgegen
die AutonömiederGemeindeStellungnehmenmusste ,so tragennichtwir ,
sondern Sie allein die Schuld .Bisher wurde der Mehrheit noch das Steuer

des Gemeindeschiffesbelassemundwurdenihr nur die Stewrngenommen.
AberohneSteuern werdenSie auchmit dembesten Steuer einerunheilvollen
Situation zusteuern ,( Lebhafter Beifall bei den Chr .Soz . ) .
gegen diStadtrat Dr . DANNEBERgbofasstsich in seinem Schlusswort zunächat
mitder BchauptungdesVorrednera ,dassdie FürsorgeabgabedemUnter¬

nehmer ohne Rüc ksicht auf den Ertrag seines Unternchmensauferlegt werde .
Dr .Zörnlaib vergass hinzuzufügen ,dass die Fürsorgeabgabe genau

so wie in Wichin allen Bundesländernder Republik Oesterreichs einge¬
hoben wird und dass es eine Zeit gegeben hat ,in der den Länderndie
Einhebung dieser Abgabe durch Bundesgesetzgebung sogar augdrücklich aufge¬

tragen wordenist .Die Einhebungeiner Steuer ghne Rücksicht aufden
Ertrag ist keine marxistische Absonderlichkoit ,Vor demKriege wardie
Belastung der Wiener Mieter ,sowohl der Wohnungen ,als auch derGeschäfts¬
lokale und Werkstätten durch die damalige Gebäudesteuer weit grösser als
heute der Ertrag aller zwanzig Gemeindeabgaben .Im Rechnungsabschluss für .
1932sind die Gomeindeabgabennunddie Zuschlägezu donBundosgebühreninsges
gesamt mit 172 Mill ,Schilling ausgewiesen ,während die Belastung derWiener
WohnungenundGeschäftslokalemit der Abgabean denBtaat ,an dasLand
Niederösterreich und an die GemeindeWienim Jahre 1913 ,die Goldkronenur
mit S . Ulumgerechnet ,190 Mill .Schilling ausgemachthat .( Hört,hört ,bei
den Soz .Dem . ) .Die Bchautpung ,dass die FürsorgoabgabedieArbeitslosigkeit
züchte ,ist eine Uebertreibung ,denndie Frage ,ob ein UnternchmerArbeiter
beschäftigen kann ,hängt nicht von den 4 ProzentFürsorgeabgabe
sondern im Allgemeinen davon ,ob er Aufträge und Lieferungen hat oder
nicht .Auchdie vollständige Abschaffungder Fürsorgoabgabewürdewahr¬
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scheinlichaufdenArbeitsmarktkeinenentscheidendenEinflussüben

DieselbeUebertreibugghat Dr .Zörnleibauchbei derHauspersonal¬
abgabebegangen.WennesnachdenAusweisenderKrankenkassenvorein
paar Jahrenin Wiennoch65 . 000Hausgehilfinnengegebenhat undheute
nur mehrungefähr50 . 000 ,so ist dieser Rückgangdaraufzurückzuführen,
dass es heute tausende Mittelstandsfamilien gibt ,deren Einkommenes
nicht mehr gestattet ,sich eine Hausgehilfin zu halten .In Wienbeginnt
die Steuer erst bei der zweitenHausgehilfin ,in Grazschonbeider
ersten .Die Abgabefür die zweite Hausgehilfinbeträgt in WienS50. - ¬
pro Jahr .Es kanndochfür Jemand ,der in der Lageist ,200. - Schilling
imMonatan LohnundVerpflegungfür eine zweiteHausgehilfinauszugeben,
nicht entscheidend sein ,ob er noch . 16Schilling Steuer für die zu

zahlenhat .Daskannmanvielleicht imRadioerzählen ,weildort
niemand widersprechen kann ( Heiterkeit und Zustimmungbei den Soz .Dem. ) .
Wennjemanddrei Hausgehilfinnenhat ,für die er einen Aufwandvonetwa
s . 006 .Jangu leisten hat ,wird er wohl350 . -Schilling Hauspersonal¬
abgabeleisten können .Vondaansteigt wohldie Progressionziemlich
stark ,aber der Haushalte in Wien ,die sich vier oder mehr Personen

Hauspersonalleisten können ,hat os imNovemberdesheurigenJahres
im Ganzen138 gegeben .Mandarf auch nicht vergessen ,dass eineVer¬.srt,it urtiiz 4 -
minderung der Einnahmen einer öffentlichen Körperschaft auch Arbeits¬
losigkeit bedeutet ,vielleicht Arbeitslosigkeit auf Gebieten ,diesozial

alsowichtigersind als andere .Esscheint ,cass manmitdenmasslosenUeber¬
treibungen bezüglichder Hauspersonalabgabedie Tatsachekaschierenwill ,
dassmanhier eineAktionzurEntlastungvoneinigenHundertderreichste
Familienmachenwill .( LebhafterBeifall bei denSoz .Dom. ) .DerAlarm,
derdavonderFürstenparteigekommenist ,zeigtja deutlich ,umwases
sichhandelt .

Dr .Zörnlaibhat auchdie Wertzuwachsabgabein ihremAufbau
für verfchlt erklärt .Manhat gesagt ,das sei eigentlich eineVermögens¬
steuer .Nun zeigt die amtliche Stdistik ,dass 70 Prozent dos Wertesder
WienerHäuserin der Vorkriegszoitmit Hypothekenbelastet waren ,undd :
Geschichte der folgenden Jahre zeigt ,dass diese Hypothekenin derInfla .

tionszeit mit einemLäib Brot zurückgezahltwordensind .Esrealisieren
infolgedessen Tausende solche Vorkriegshausbesitzer ,wenn sie heute ihr

Hausverkaufen ,ein Vermögen ,das ihnenin Wirklichkeitnur zueinem
Bruchteil gehört hat .Dasssie 6 Prozentdieses grossdnGewinnsauchan
die Gemeinde abliefern sollen ,ist in einer Zeit solcher Not mehrals
gerechtfertigt .( Beifall bei den Bcz .Dem . ) .Dass es unvermictbareObjekte
in Wien gibt ,ist leider wahr ,weil in der Krisonzeit viele Leute sich
frosse GeschäftslokaleundWohnungennicht mehrleisten können .Aberdas
ist nichteineFolgederWohnbausteuerundist eineErscheinung,dieman
in allen Städton dos Kontinents und auch in Amerika beobachten kann ,und
zwarin Ländern ,woes keinenMieterschutzgibt ,in einemvielgrösseren
Umfangals inWien .
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Manhörtjetzt somoftdasSchlagwortvonderRevisionaller
Gemeindesteuern ,aber nochTeiner ,der es ausgesprochenhat ,hatje
ein Wortdarübergesagt ,wasan die Stelle der heutigenGemeindesteuern
troten soll .F : Zuerklären ,dass manalle Stouernabschaffen
soll ,ist einsehrbilligerStandpunkt.BiszumJahre1933haben
allerdingsRegierungendiesenStandpunktnichteingenommen.Seitdem
Jahre 1933gibt es in der Weltauch eine Regierung ,die glaubt ,dass
manohneSteuerneineögfentlicheVerwaltungführenkann .Auchdie
Vundessteuernsind den Leutennicht sympathisch .DerBundhatam
1 .Juli des heurigenJahres die Einhebungseiner eigonendirckten
Steuern in Wienübernommch .Manhat ein Halleluja angestimmt ,als ob
damitdie RettungdesGewerbesvollzogennwäre .Undnunbeklagtsich
der Gewerbegenossenschaftsverbandin einer Eingabean dieFinanz¬
landesdircktiondarüber ,dass der Bunddie Steuernvielbrutaler
eirhebt ,alsdsderMagistratgetanhat .(LebhafteHört ,Hört-Rufebei
don Soz .Dem . ) .Wennmanvon der Abschaffungder Gemeindesteuernredet
undnicht so naiv ist zu glauben ,dass eine VerwaltungohneSteuern
existieren kann ,mussmansagen ,wasnn die Stelle dicserGemeinde¬
steuern treten soll .Es gibt Kapitalisten ,die rücksichtslosaussproche
es sollen wieder Massensteuern an die Stelle dieser spezialisierten
Steuerntreten .Auchdie OppositionimWienerGemeinderatwirdFarbe
bekonnenmüssen.

Zudemin VerhandlungstehendenAntragbomerktStadtrat
DANNEBERGm,aucher bedauerees sehr ,dass der BeschlussdesGemeinde¬
rates ,in jedemJahr unbedingt100 . 000 . -Schilling für denEnkauf
vonWerkendereinheimischenmodernenKunstzuverwenden,nichtauf¬
rechtbleibenkann .DaaberderGemeindchaushaltum150Mill .Schilling
kleiner gewordenist ,müssenSparmassnahmennatürlich auf allen Go¬
bieten eintreten . Adie Schlussausführungen desGomeinderates
Dr .Zörnlaibsindverfehlt .Er hat gemeint ,die Bundesregierunghandle
heute aus einem Notstand heraus .Wer sagen will ,dass die Herabsetzung
für die Kinckonzernein Wienoder die HerabsetzungderHauspersonal¬
abgabeeine Notstandsangelegenheitist ,der hat seltsameBegriffevon
Notstand .Hinter diesen Dingen steckt etwas ganz anderes .Es ist ein
von einem neuen Machtstandpunkt aus unternommenner Angriff auf eine

nach sozialen Gesichtspunkten eingerichtete Steuerpolitik .
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Wenndie Regierungversucht,aussolchenGründenan die AutonomiederGe-¬
meindezutasten ,wäreesAufgabederOpposition,nichtvonSchuldzureden
sonderndie Autonomieder Gemeindezu verteidigen ,derenInteressendoch
auchSie imAugehabensollten . WennDr .ZörnlaibvonTotengräbernderAu- ¬
tonomiegesprochenhat ,müssteerdieseMahnungnacheineranderen,ihm
nahestehenden Seite richten und dort/hin sagen :die Konsulen mögenachtge - ¬
ben ,wassieheuteinOesterreichanrichten( Lebh.Beifallb .d .Mehrheit).

DerRechnungsabschlussfür 1932unddie dazugehörigenBe¬
richte werdengenchmigt .

Vizebgm.EmmerlingberichtetüberdieRechnungsabschlüsse
der städtischenUnternehmungenfür1932.

GR .Uebehhör( chr .soz . ) beschüftigt sich zunächstmitdem
RechnungsabschlussdesstädtischenGaswerkes.ErverweistaufdenKonsum¬
rückgangdes Jahres 1932 ,auf die Verminderungdes Koksverschleissessowie
darauf ,dasstrotz derhohenEinsparungenanLöhnendieAusgabenwesentlich
höherwareninfolgedesbedauerlichenAnsteigenaderLeistungenandie
fensionskasse. WasdasElektrizitätswerkebetrifft ,soist eszubegrüssen ,
dassmansichnunmehraufeineeinheitlicheAbschreibunggeeinigthat,
die beiden Gebäuden2 Prozent und bei den Maschinen10 Prozentbetragen
soll . Wenigerzubegrüssenist ,dasdieZillingdorferKohlenochimmerverä
wendetwird ,obwohlderBetriebdadurchargbelastetwird .AuchdasKraft-¬
werkinEbenfurthhätteschonlängstaufgegebenwerdenmüssen.BerRedner
wiederholtseineanlässlichderlezztvorgenommenenTariferhöhungengeäusser-¬tenBedenken,dassdieseErhöhungeninfolgedeszuerwartendenKonsum¬
rückgangesnichtdingewünschtenErfolgbringenwerden.ZumRechnungsab-¬
schlussderStrassenbahnenäusserstRednerdieBofürchtung,dassderneue
eingeführteZonentarifeineBesserungderFinanzlagederStrassenbahnennichbringen wer de und fordert die endlicheEinführungeinesvernünf¬tigenZánentarifs.SchliesslichverlangterdieRückgabederVorauszahlun¬
gentonelektrischemStrom( Lebh.Beifall . d.Chr. soz. ).

NachdemSchlusswortdesVizebgm.EmmerlingwerdendieRech¬
nungsabschlüssefürdiestädtischenUnternehmungenfürdasJhr1932

genehmigt .
G .RtinMoik( soz .dem. )stellt denAntragaufAufhebungdes

GemeinderatsbeschlussesvomNovember1927,betreffenddieGewährungvonAus-¬
hilfen an Fersonen ,die eine Unfallsentschädigungauf GrundderUnfalls -¬
fürsorgederGemeindeWienbeziehen.Eshandeltsichumeinejährlicham1.
DezemberandieUnfallsrentnerderGemeindeWiengewährteSonderleistung.
DieAufhebungdesBeschlussesist infolgederfinanziellenNotderGemeindenotwendiggeworden.

GR.Dr .Arnold(chr. soz. )erklärt ,dassseineParteigegenden
Antragstimmenwerde,weiles sichbeidiesenUnfallsrentnernumganzarme
Teufelhandle,diedurchdieNichtgewährungderSonderleistungschwergeschä¬
digtwerden .

InihremSchlusswortstellt dieReferentinfest ,dassessich
imeineGesamtersparnisvonrund17. 000SchillinghandleundvonderAuf¬
lebungdesGemeinderatsbeschlusses333Unfallsrentnerbetroffenworden.

Die Vorlage wirdangenommen .
Schlussder Sitzung21Uhr30 .

17 Bogenabfertigung21Uhrho.
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